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RiOLG Wolfgang Dötsch, Brühl[footnoteRef:2]l [2:  Der Autor ist Richter am Oberlandesgericht Köln und dort in einem u.a. mit DSGVO-Streitigkeiten betrauten Senat tätig. Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung des Autors wieder. ] 


Verwalter & GdWE: Vereinbarung über die gemeinsame Verarbeitung von Daten i.S.d. Art. 26 Abs. 1 DSGVO?
Der Beitrag befasst sich mit der Frage einer möglicherweise sog. gemeinsamen Verantwortlichkeit von Verwalter und GdWE für die Datenverarbeitung i.S.d. Art. 26 DSGVO bei der Verwaltung der Gemeinschaft und versucht zumindest aus Vorsorgegründen, dazu ein erstes einfaches Muster für eine vertragliche Regelung mit WEG-Bezug zu entwickeln.

I.  Grundlagen
Die DSGVO hat als europarechtliche Grundlagenregelung (natürlich) spezielle Einzelfragen wie die Verarbeitung personenbezogener Daten bei einer WEG-Verwaltung nicht explizit normiert. Auch nationale Ausführungsregelungen im BDSG aufgrund der zahlreichen Öffnungsklauseln der DSGVO haben solche Fälle (jedenfalls bisher) nicht eigens in den Blick genommen. Im Zuge des WEModG zum 01.12.2020 hat man Datenschutzfragen in der Gesetzesbegründung bestenfalls angedeutet[footnoteRef:3] und ebenfalls keine speziellen gesetzlichen Regelungen im WEG dazu getroffen. Viele Fragen rund um die Verarbeitung personenbezogener Daten in den Gemeinschaften liegen nicht zuletzt deswegen derzeit noch eher im Dunkeln. Sie sind aber – was in Ansehung der leider verbreiteten „german angst“ (auch) vor dieser in der Praxis oft fast regelrecht verhassten Thematik – mit den allgemeinen Vorgaben der DSGVO in der Regel durchaus zumindest befriedigend lösbar. Dies soll hier jedoch kein Thema sein.[footnoteRef:4] Nachstehend geht es vielmehr allein um die Frage, ob und wie ein Verwalter und der ihn betreuende Jurist vertragliche Vorsorge mit Blick auf die gesetzlichen Vorgaben aus Art. 26 DSGVO zu treffen haben, weil man mit gutem Grund – dazu sogleich – vertreten kann, dass der Verwalter und die GdWE gemeinsam Verantwortliche im Sinne dieser Norm sind, wenn es um die Datenverarbeitung bei der Verwaltung der Gemeinschaft geht. Das ist u.a. deswegen von Interesse, weil die Missachtung etwaiger gesetzlicher Vorgaben nach Art. 83 Abs. 4 lit a DSGVO bußgeldbewehrt ist. Die GdWE als solche ist zwar weiterhin über den - insofern ersichtlich unzureichenden - § 30 OWiG nicht bußgeldfähig[footnoteRef:5] – was übrigens mit Blick auf die engen und bußgeldbewehrten Vorgaben des kommenden GEG bald nochmals problematisch werden kann. Aber beim Verwalter ist das anders und dieser hat natürlich ein ureigenes Interesse, sich insofern gut aufzustellen.  [3:  BT-Drs. 18/18971, 60 und 71 zu § 18 Abs. 4 WEG (Einsicht in Verwaltungsunterlagen) und § 23 Abs. 1 S: 2 WEG (teilhybride Versammlung).]  [4:  Zu Datenschutzfragen in der WEG etwa im Überblick Bärmann/Dötsch, WEG, 15. Aufl. 2023, § 18 Rn. 250-287W und insbesondere auch Okon, in: Elzer/Fritsch/Meier, Wohnungseigentumsrecht, 4. Aufl. 2023, § 2 Rn. 928 – 1028.]  [5:  Siehe schon Helmrich NZM 2010, 457; siehe zudem auch etwa Lehmann-Richter ZWE 2013, 341 f. Fn. 7 - dort auch. zu der Frage, ob Wohnungseigentümer und/oder Verwalter über §§ 9 Abs. 1 Nr. 3, 14 OWIG Adressaten eines Bußgeldes werden können.] 


[bookmark: _Ref144272905]Wie das rechtliche Verhältnis von Verwalter und GdWE bei der Verarbeitung personenbezogener Daten genau ist, ist zwar weiterhin nicht abschließend geklärt. Zwar ist mehr oder weniger gesichert, dass der Verwalter nicht nur ein sog. Auftragsverarbeiter i.S.d. Art. 28 DSGVO ist, denn dafür ist seine Position sicherlich zu frei und zu eigenständig. Es wird ansonsten zwar sowohl vertreten, dass die GdWE als Trägerin des sog. „Verwaltungsmonopolos“ allein datenschutzrechtlich Verantwortliche i.S.d. Art. 4 Nr. 7 DSGVO sei[footnoteRef:6] bzw. bei Vorhandensein eines Verwalters nur dieser (alleiniger) Verantwortlicher sei.[footnoteRef:7] In Anlehnung an eine recht ausführlich begründete Entscheidung des AG Mannheim[footnoteRef:8] zu einer Sondervergütungsfrage wird jedoch verbreitet angenommen, dass Verwalter und GdWE gemeinsam verantwortlich zeichnen i.S.d. Art. 26 DSGVO. Die Details brauchen vorliegend nicht vertieft zu werden, die gerade angeführte Entscheidung wird jedenfalls auch im datenschutzrechtlichen Schrifttum bis heute zumeist zustimmend rezipiert.[footnoteRef:9] Schon allein deswegen sollte man sich – sei es aus Gründen anwaltlicher und/oder verwaltermäßiger Vorsorge – daran zumindest vorsichtig orientieren.[footnoteRef:10] Wenn man – wie hier vorgeschlagen – dabei ohnehin die interne Zuständigkeit des Verwalters deutlich herausstellt, kann man damit nichts wirklich „falsch machen“, weil die GdWE dann ohnehin auch im Rahmen des Art. 26 DSGVO zurücktritt und klar ist, dass der Verwalter – wer eigentlich auch sonst (?) – im Kern letztlich verantwortlich zeichnet. Das liegt wiederum dann nur auf der Linie derjenigen, die ihn ohnehin für allein verantwortlich halten.[footnoteRef:11] Nur eine Anmerkung sei hier aber erlaubt: Wirklich überzeugend ist letzteres so nicht – insbesondere, wenn man etwa auch in den Blick nimmt, dass auch in dem den Verwalter nach § 29 Abs. 2 WEG überwachenden Verwaltungsbeirat durchaus eine Verarbeitung personenbezogener Daten stattfinden kann. Ob man die Beiratstätigkeit aus dem Anwendungsbereich der DSGVO über die sog. Haushaltsausnahme in Art. 2 Abs. 2 lit. c) DSGVO ausklammern kann, ist fraglich.[footnoteRef:12] Selbst wenn man dann den Beirat der GdWE als deren Organ direkt „zurechnen“ will[footnoteRef:13], leuchtet jedenfalls kaum ein, dass der Verwalter auch dafür allein verantwortlich zeichnen sollte, wenn etwa wenig problembewusste Beiratsmitglieder personenbezogene Daten in windigen Übersee-Cloudspeichern ablegen oder in unverschlüsselten Emails untereinander verschicken. Auch dies streitet im Ergebnis eher für die Anwendung des Art. 26 DSGVO.  [6:  So noch WEG StwKommWEG/Okon, 2023, Kap. 52 Rn. 117.]  [7:  Dazu vertiefend zuletzt Schmidt ZWE 2023, 56.]  [8:  AG Mannheim NZM 2020, 70 mAnm Heydrich = ZD 2020, 206 mAnm Schröder; zustimmend etwa auch Gündel ZWE 2020, 201; Elzer IMR 2019, 508, Zerull AnwZert MietR 17/2021 Anm. 1; Letzner ZWE 2022, 115 (117); Bärmann/Dötsch, WEG, 15. Aufl. 2023, § 18 Rn. 262 f. AA zum alten Recht Drasdo NJW-Spezial 2020, 34.]  [9:  BeckOK-DatenschutzR/Spoerr, Ed. 44, Art. 28 DSGVO Rn. 28d; Redeker, in: Redeker, IT-Recht, 8. Aufl. 2023 Rn. 1060; Hartung, in: Kühling/Buchner, DS-GVO/BDSG, 3. Aufl. 2020, Art. 26 DSGVO Rn. 51. ]  [10:  Wenig hilfreich für die Abgrenzung insofern auch Leitlinien 07/2020 zu den Begriffen „Verantwortlicher“ und „Auftragsverarbeiter“ in der DSGVO, European Data Protection Board.]  [11:  Vgl. erneut Fn. 5]  [12:  Zum Problem Bärmann/Dötsch, WEG, 15. Aufl. 2023, § 18 Rn. 254 und vertiefend Blasek ZWE 2000, 451 ff.; Zerull AnwZert MietR 19/2021 Anm. 1.]  [13:  Zum Problem Bärmann/Dötsch, WEG, 15. Aufl. 2023, § 18 Rn. 264 mwN.] 


II. Vorüberlegungen
Für erforderliche Vereinbarungen i.S.d. Art. 26 DSGVO - und die dann nach Art 26 Abs. 2 S. 2 DSGVO den betroffenen Personen nach außen hin zur Verfügung zu stellenden[footnoteRef:14] „wesentlichen“ Informationen zu der Vereinbarung (vgl. auch Art. 13, 14 DSGVO) - gibt es in der Praxis der Datenschutzbehörden recht gern gesehene Vorstücke, die als Word-Vorlagen im Internet abrufbar sind.[footnoteRef:15] Sie werden auch für die GDWE empfohlen.[footnoteRef:16] Diese Muster sind aber natürlich recht allgemein und offen formuliert und daher für die Belange der GdWE und des Verwalters zwingend noch individuell anzupassen. Dafür scheinen – soweit ersichtlich – bisher wenig konkrete Vorarbeiten geleistet. Daher soll hier – ohne Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit und auch bewusst nur als erste Diskussionsgrundlage – ein „WEG-Muster“ entwickelt werden, um die – ohnehin unumgängliche (!) – Individualisierung für die eigenen Belange des Verwalters im Einzelfall zu erleichtern. In den Fußnoten werden dazu einige – hoffentlich weiterführende – Anmerkungen gemacht.  [14:  „Zur Verfügung stellen“ verlangt keine besondere Form, sodass es den Anforderungen genügen dürfte, die Informationen auf einer für die Öffentlichkeit bestimmten Webseite bereitzustellen (vgl. Erwägungsgrund 58 der DSGVO).]  [15:  Etwa beim Landesdatenschutzbeauftragten BW unter https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/mehr-licht-gemeinsame-verantwortlichkeit-sinnvoll-gestalten.]  [16:  Okon, in: Elzer/Fritsch/Meier, Wohnungseigentumsrecht, 4. Aufl. 2023, § 2 Rn. 956.] 


III. Ein erstes (unverbindliches) Muster: 

Vereinbarung über die gemeinsame Verarbeitung von Daten
i.S.d. Art. 26 Abs. 1 DSGVO 

zwischen

		
(= Verwalter)
Verantwortlicher A,
und

		, vertreten durch den Vorsitzenden des Verwaltungsbeirats[footnoteRef:17]: 		 [17:  Vgl. § 9b Abs. 2 WEG. Fehlt ein Beirat und ist auch keine ermächtigte Person i.S.d. § 9b Abs. 2 WEG bestellt, gilt subsidiär § 9b Abs. 1 S. 2 WEG. ] 

(GdWE)
Verantwortliche B,

Diese Vereinbarung regelt die Rechte und Pflichten der Verantwortlichen (im Folgenden auch: Parteien) bei der gemeinsamen Verarbeitung personenbezogener Daten im Sinne des Art. 26 DSGVO. 


I. Gegenstand und Dauer dieses Vertrages
(1) Die Parteien sind durch die organschaftliche Bestellung des Verantwortlichen A durch Beschluss vom (…) zum Verwalter und den Verwaltervertrag vom (….) miteinander verbunden.[footnoteRef:18] Organstellung und/oder Verwaltervertrag umfassen die Verwaltung der Verantwortlichen B und der entsprechenden Liegenschaft. Dabei werden u.a. auch personenbezogene Daten von Teil- und Wohnungseigentümern, Nutzern und sonstigen Dritten verarbeitet.  [18:  Bei solchen Formulierungen sollte man im Fall einer Wiederbestellung ggf. neben der Verlängerung des Verwaltervertrages jeweils auch die Verlängerung dieser Abrede i.S.d. Art. 26 DSGVO vereinbaren – was schon mit Blick auf die Anpassung etwaiger Sonderhonorare ohnehin von Interesse sein kann.] 

(2) Der vorliegende Vertrag beginnt am (…) und endet – soweit nichts anderes geregelt ist - automatisch mit dem Ende der Verwalterbestellung bzw. alternativ spätestens mit der Beendigung des Verwaltervertrages (inkl. etwaiger Verlängerungen) bzw. spätestens mit der Beendigung einer sog. faktischen Verwaltertätigkeit (für den Fall der unwirksamen Bestellung des Verantwortlichen A). Insbesondere zum Zwecke einer Erfüllung von etwaigen Betroffenenrechten gilt diese Vereinbarung zudem auch nach diesen Zeitpunkten entsprechend fort. 

II. Gegenstand der Verarbeitung
(1) Der Zweck der gemeinsamen Verarbeitung personenbezogener Daten ergibt sich aus der Stellung der Verantwortlichen zueinander bzw. zu Dritten und liegt insbesondere in der Verwaltung der Verantwortlichen B und der Liegenschaft, dies inklusive der aus § 9a Abs. 2 WEG folgenden Wahrnehmung von Rechten und Pflichten den Teil- und Wohnungseigentümern und Dritten gegenüber.

(2) Bei der Erfüllung der gesetzlichen und vertraglichen Pflichten der Verantwortlichen verarbeiten beide Verantwortliche personenbezogene Daten der Wohnungs- und Teileigentümer sowie personenbezogene Daten von sonstigen Betroffenen (z.B. Nutzer wie Mieter/Pächter und Personen, die das Objekt mitnutzen, Vertragspartnern, Käufer/Kaufinteressenten, Dritte im Anwendungsbereich des § 9a WEG und/oder des § 15 WEG etc.) anlässlich der Verwaltung des Gemeinschaftsvermögens, des gemeinschaftlichen Eigentums und der Fälle des § 9a Abs. 2 WEG.

(3) Die Parteien sehen sich mit Blick auf AG Mannheim v. 11.9.2019 – 5 C 1733/19 WEG hinsichtlich der Verarbeitung von personenbezogenen Daten bei der Verwaltung der Liegenschaft - zumindest vorsorglich - als gemeinsam Verantwortliche im Sinne von Art. 26 DSGVO an. Für die Verarbeitung personenbezogener Daten ist jedenfalls im Innenverhältnis der Parteien dabei allein der Verantwortliche A hinsichtlich sämtlicher Verarbeitungsvorgänge zuständig. Dies gilt nur in denjenigen Fällen nicht, in denen die Willensbildung der Teil- und Wohnungseigentümer untereinander als sog. Willensbildungsorgan der Verantwortlichen B ohne Beteiligung des Verantwortlichen A (z.B. bei Vereinbarungen ohne Vorbereitungshandlungen des Verantwortlichen A) und/oder – sofern vorhanden – die Tätigkeit des Verwaltungsbeirats (§ 29 WEG) betroffen ist. Insofern zeichnet sich die Verantwortliche B verantwortlich, die für ihre Organe haftet.[footnoteRef:19]  [19:  Alternativ könnte man durch Weglassen des kursiv gesetzten Teils die Zuständigkeit allein beim Verantwortlichen A verorten und alles i Übrigen nur „intern“ über die Haftungsverteilung regeln. Dies hätte uU den Charme, dass man nach außen hin „aus einer Hand“ leistet und sich so ein etwaiges Sonderhonorar erst recht „verdienen“ kann. ] 


(4) Kategorie der verarbeiteten personenbezogenen Daten 
Durch die Verantwortlichen A und B werden folgende Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet:

	Kategorie
	A
	B

	Personenstammdaten (z.B. Name, Anschrift, Geburtsdatum)
	[footnoteRef:20] [20:  Hier jeweils ankreuzen.] 

	

	Kommunikationsdaten (z.B. Telefon, E-Mail, Kurznachrichten, Nachrichten im Verwaltungsportal XYZ)
	
	

	Vertragsstammdaten (Vertragsbeziehung, Lagebezeichnung)
	
	

	Vertragsabrechnungs- und Zahlungsdaten
	
	

	Bankdaten
	
	

	Bild- und Tondaten, Chatverläufe und/oder Protokolle/Log-in-Files in Fällen des § 23 Abs. 1 S. 2 WEG und/oder virtueller Beiratssitzungen gemäß lfd. Ziff. Des Verfahrensverzeichnisses (…)
	
	

	Abstimmungsergebnisse (bei Einsatz von IT-Tools)
	
	

	Bilddaten durch Videoüberwachung
	
	

	Vertragsinhalte und Rechnungsinhalte, dies auch im Rahmen von Belegprüfungen
	
	

	(…)[footnoteRef:21] [21:  Hier ist auf die konkreten Unternehmensverhältnisse abzustellen; die vorgenannten Kategorien sind nur erste Beispiele.  ] 

	
	




(5) Kategorien der betroffenen Personen 
Durch die Verantwortlichen A und B werden personenbezogene Daten von folgenden betroffenen Personen verarbeitet:

	Betroffene Person
	A
	B

	Teil-/Wohnungseigentümer
	[footnoteRef:22] [22:  Hier jeweils ankreuzen.] 

	

	Nutzer (mitnutzende Angehörige, Mieter/Pächter usw.)
	
	

	Vertragspartner 
	
	

	Erwerber/Erwerbsinteressenten 
	
	

	Nachbarn oder sonst von Rechten und Pflichten aus dem gemeinschaftlichen Eigentum Betroffene (§ 9a Abs. 2 WEG)
	
	

	Sonstige Personen im Rahmen der Videoüberwachung im Eingangsbereich der Liegenschaft
	
	

	Organschaftliche oder rechtsgeschäftliche Vertreter der Vorgenannten
	
	

	(…)[footnoteRef:23] [23:  Auch hier sind Besonderheiten des jeweiligen Vertragsverhältnisse zu beachten.] 

	
	




III. Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen
(1) Jede Partei gewährleistet die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen. Beide Parteien tragen insbesondere Sorge dafür, dass eine Datenverarbeitung nur mit entsprechender Rechtsgrundlage erfolgt und die Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten nach Art. 5 DSGVO eingehalten werden. Beide Parteien tragen dabei insbesondere auch dafür Sorge, dass nur solche personenbezogene Daten erhoben werden, die für die rechtmäßige Verwaltung zwingend erforderlich sind, dies unter Beachtung des Grundsatzes der Datenminimierung im Sinne von Art. 5 Abs. 1 c DSGVO. 
(2) Im Rahmen der Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen gewährleistet der Verantwortliche A  [ggf. im Bereich von Ziff. II (3)[footnoteRef:24]] dieser Vereinbarung u.a. das Führen von Verarbeitungsverzeichnissen (Art. 30 DSGVO) - auch für den Verantwortlichen B, insbesondere auch mit einem Vermerk zur Natur des Verarbeitungsverfahrens in gemeinsamer oder alleiniger Verantwortung -, den Abschluss von Auftragsverarbeitungsverträgen mit entsprechenden Auftragnehmern (Art. 28 DSGVO) unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben (vgl. dazu auch Ziff. VII. dieser Vereinbarung), das Schulen von Mitarbeitern, die Einholung von ggf. erforderlichen Einwilligungen der betroffenen Personen und/oder die Ergreifung von technischen und organisatorischen Maßnahmen, damit die Rechte von betroffenen Personen (z.B. Art. 12 – 22 DSGVO) fristgerecht erfüllt werden können und damit angemessene Datensicherheitsvorkehrungen (Art. 32 ff. DSGVO) getroffen werden können. [ggf. Der Verantwortliche A informiert zudem die mit der Erfüllung von Verwaltungsangelegenheiten tätigen Wohnungseigentümer, insbesondere Beiratsmitglieder, über die zu beachtenden Vorgaben dieses Vertrages und unterstützt sich bei der Erfüllung der sie treffenden datenschutzrechtlichen Pflichten.][footnoteRef:25]  [24:  Durch den Verweis würde klar, dass bei einer Verantwortlichkeit etwa des Beirats sich im Übrigen dieser (bzw. die nach außen hin für ihr Organ verantwortliche GdWE) „kümmern“ muss. Schöner wäre es freilich, hier alles aus einer Hand – der des Verwalters - anzubieten, zumal der Beirat sonst nicht selten schlicht überfordert sein dürfte. ]  [25:  Ein solcher Zusatz kann Sinn ergeben, um etwa dafür zu sensibilisieren, dass man den Beiratsmitgliedern in einem Merkblatt nach der Bestellung einige „No-Gos“ verdeutlichen könnte und diesen etwa auch z.B. Serverspace und Kommunikationswege auf dem entsprechend gesicherten Verwaltungsportal/-server anbietet unter Beachtung entsprechender technisch-organisatorischer Maßnahmen (TOM).] 

(3) Dokumentationen, die dem Nachweis der ordnungsgemäßen Datenverarbeitung dienen (Art. 5 Abs. 2 DSGVO), werden vom Verantwortlichen A entsprechend den rechtlichen Möglichkeiten auch über das Vertragsende hinaus aufbewahrt bzw. an den nachfolgenden Verwalter der Verantwortlichen B übergeben. 
(4) Beide Parteien speichern personenbezogene Daten in einem strukturierten gängigen und maschinenlesbaren Format.[footnoteRef:26]  [26:  Wenn man dies vereinbart, sollte man es natürlich auch sicherstellen; die „halbamtlichen Muster“ sehen solche Regelungen durchaus verbreitet vor. ] 


IV. Betroffenenrechte
(1) [bookmark: _Ref144274116]Der Verantwortliche A verpflichtet sich[footnoteRef:27], den betroffenen Personen die gemäß Art. 13 und 14 DSGVO erforderlichen Informationen in präziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache – für diese in den Grenzen des Art. 12 Abs. 5 DSGVO unentgeltlich - zur Verfügung zu stellen und zwar auch für Verarbeitungsvorgänge, die für den Verantwortlichen B ausgeführt werden.  [27:  Ggf. Zusatz „im Bereich von Ziff. II (3)“, wenn man etwaige Tätigkeiten des Beirats „ausklammern“ will. Hier wäre es aber erneut schöner und konsistenter, wenn man nach außen hin die Informationen einheitlich gestaltet und somit „aus einer Hand“ nur über den Verwalter informiert usw.] 

(2) Der Verantwortliche A verpflichtet sich[footnoteRef:28], zur Erfüllung der gesetzlichen Betroffenenrechte, insbesondere:  [28:  Vgl. Fn. 23.] 

· Art. 15 DSGVO: Auskunftsrecht der betroffenen Person (inkl. Recht auf Kopie); dies ungeachtet des frei konkurrierenden Anspruchs aus § 18 Abs. 4 WEG
· Art. 16 DSGVO: Recht auf Berichtigung
· Art. 17 DSGVO: Recht auf Löschung
· Art. 18 DSGVO: Recht auf Einschränkung der Verarbeitung
· Art. 19 DSGVO: Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit Maßnahmen nach Art. 16 ff DSGVO
· Art. 20 DSGVO: Recht auf Datenübertragbarkeit
· Art. 21 DSGVO: Widerspruchsrecht
· Art. 22 DSGVO: Automatisierte Entscheidung im Einzelfall

(3) Beiden Parteien ist bekannt, dass die betroffene Person ungeachtet der Einzelheiten dieser Vereinbarung ihre Rechte nach den Art. 13 ff. DSGVO bei und gegenüber jedem einzelnen der Verantwortlichen geltend machen kann (Art. 26 Abs. 3 DSGVO). Soweit sich eine betroffene Person an eine der Parteien in Wahrnehmung ihrer Betroffenenrechte wendet, insbesondere wegen Auskunft oder Berichtigung und Löschung ihrer personenbezogenen Daten, verpflichten sich die Parteien, dieses Ersuchen unverzüglich (vgl. § 121 BGB) unabhängig von der Pflicht zur Gewährleistung des Betroffenenrechtes an den intern zuständigen Verantwortlichen A weiterzuleiten.[footnoteRef:29] Beide Parteien sind – die Verantwortliche B über ihre Organe - verpflichtet, der anderen Vertragspartei die zur Erfüllung von Betroffenenrechten notwendigen Informationen aus ihrem Wirkbereich unverzüglich zur Verfügung zu stellen. [29:  Hier ggf. anpassen, wenn etwa beiratsbezogene Fragen über den Vorsitzenden des Beirats geklärt werden sollen. Tunlich ist das aber – wie bereits mehrfach gesagt – oft aber eher nicht. ] 

(4) Sollen personenbezogene Daten gelöscht werden, informieren sich die Parteien zuvor gegenseitig. Die jeweils andere Partei kann der Löschung aus berechtigtem Grund widersprechen, etwa sofern sie eine gesetzliche oder vertragliche Aufbewahrungspflicht oder eine solche nach dem Binnenrecht der Verantwortlichen B trifft. 
(5) Als Anlaufstelle für die betroffenen Personen nach Art. 26 Abs. 1 S. 3 DSGVO wird der Verantwortliche A benannt und dort speziell der zuständige Datenschutzsachbearbeiter  ______________; Vertreter:_____________. Dorthin werden zudem auch seitens des Verantwortlichen B alle im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung erforderlichen Informationen adressiert.


V. Weitere Informationspflichten 
(1) Der Verantwortliche A verpflichtet sich auch, den wesentlichen Inhalt der Vereinbarung über die gemeinsame datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit betroffenen Personen zur Verfügung zu stellen (Art. 26 Abs. 2 DSGVO).
(2) Beide Parteien informieren sich gegenseitig unverzüglich und vollständig, wenn sie bei der Prüfung der Verarbeitungstätigkeiten Fehler oder Unregelmäßigkeiten hinsichtlich datenschutzrechtlicher Bestimmungen feststellen. [ggf: Der Verantwortliche A informiert insbesondere - soweit vorhanden - den Vorsitzenden des Verwaltungsbeirats.]

VI. Zusammenarbeit im Übrigen
(1) Dem Verantwortlichen A obliegen die aus Art. 33, 34 DSGVO resultierenden Melde- und Benachrichtigungspflichten gegenüber der Aufsichtsbehörde und den von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten betroffenen Personen.[footnoteRef:30] Die Parteien informieren sich unverzüglich (vgl. § 121 BGB) gegenseitig über die Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten an die Aufsichtsbehörde und leiten sich die zur Durchführung der Meldung erforderlichen Informationen jeweils unverzüglich zu. Beide Parteien verpflichten sich zur Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde. [30:  Vgl. erneut Fn. 24.] 

(2) Ist eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Art. 35 DSGVO erforderlich, unterstützen sich die Parteien gegenseitig; Verantwortlich ist Verantwortlicher A.
(3) Der Verantwortliche A stellt zudem sicher, dass alle mit der Datenverarbeitung befassten Mitarbeitenden die Vertraulichkeit der Daten gemäß Art. 28 Abs. 3, 29 und 32 DSGVO für die Zeit ihrer Tätigkeit wie auch nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses wahren und dass diese vor Aufnahme ihrer Tätigkeit entsprechend auf das Datengeheimnis verpflichtet sowie in die für sie relevanten Bestimmungen zum Datenschutz eingewiesen werden.[footnoteRef:31] [31:  Hier könnte man auch eine Verpflichtung der Beiratsmitglieder vorsehen, würde damit aber die Attraktivität des Ehrenamtes uU nicht steigern. Erforderlich ist es wohl eher nicht, weil aus der auftragsähnlichen Bestellung uU ohnehin auch über § 241 Abs. 2 BGB im Einzelfall Verschwiegenheitspflichten ableitbar sind, wenn und soweit dies zum Schutz berechtigter Vertraulichkeitserwartungen geboten wäre (allgemein MüKo-BGB/Buschmann, 9. Aufl. 2022, § 241 Rn. 145).Deswegen sind Beiratsmitglieder auch (stillschweigend) verpflichtet, datenschutzrechtliche Vorgaben einzuhalten, um die Wohnungseigentümer nicht zu schädigen. ] 

(4) Beide Parteien haben eigenständig dafür Sorge zu tragen, dass sie sämtliche in Bezug auf die Daten bestehenden gesetzlichen, vereinbarten und/oder im Binnenrecht der Verantwortlichen B geltenden Aufbewahrungspflichten einhalten. Sie haben hierzu angemessene Datensicherheitsvorkehrungen (Art. 32 ff. DSGVO) zu treffen. Dies gilt insbesondere im Falle der Beendigung der Zusammenarbeit.
(5) Die Implementierung, Voreinstellung und der Betrieb etwaiger Systeme sind unter Beachtung der Vorgaben der DSGVO und anderer Regelungswerke, insbesondere unter Beachtung der Grundsätze des Datenschutzes durch Design und datenschutzfreundliche Voreinstellungen sowie unter Verwendung von dem Stand der Technik entsprechenden geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen durchzuführen.


VII. Auftragsdatenverarbeitung
(1) Der Verantwortliche A verpflichtet sich, beim Einsatz von Auftragsverarbeitern im Anwendungsbereich dieser Vereinbarung einen Vertrag nach Art. 28 DSGVO unter Beachtung der dortigen gesetzlichen Vorgaben abzuschließen und zudem die Zustimmung der Verantwortlichen B vor Abschluss einer Vereinbarung durch einen zustimmenden Beschluss im Rahmen des §§ 19, 27 WEG einzuholen. 
(2) Der Verantwortliche A informiert die Verantwortliche B rechtzeitig über jede beabsichtigte Änderung, dies auch in Bezug auf die Hinzuziehung oder Ersetzung von als Subunternehmer eingesetzten Auftragsverarbeitern und stellt sicher, dass nur solche Subunternehmer beauftragt werden, die die Anforderungen des Datenschutzrechts und die Festlegungen dieses Vertrages erfüllen, wobei auch insofern vorab die Zustimmung der Verantwortlichen B entsprechend dem zu (1) Gesagten einzuholen ist. Nicht als Leistungen von Subunternehmern im Sinne dieser Regelung gelten aber Dienstleistungen, die die Vertragsparteien bei Dritten als Nebenleistung zur Unterstützung der Auftragsdurchführung in Anspruch nehmen, beispielsweise IT-/Telekommunikationsdienstleistungen, Wartungen usw.. Der Verantwortliche A ist jedoch auch hier verpflichtet, zur Gewährleistung des Schutzes und der Sicherheit der personenbezogenen Daten bei fremd vergebenen Nebenleistungen angemessene und gesetzeskonforme vertragliche Vereinbarungen zu treffen sowie Kontrollmaßnahmen zu ergreifen.
(3) Es werden nur Auftragsverarbeiter in Zusammenhang mit dieser Vereinbarung eingesetzt, die der gesetzlichen Pflicht zur Bestellung eines Datenschutzbeauftragten unterliegen oder freiwillig einen Datenschutzbeauftragten beauftragt haben.[footnoteRef:32] [32:  Das sollte man nur dann vereinbaren, wenn man es auch einhalten kann, also etwa der eigene IT-Partner für teilhybride Versammlungen oder die Fernwartung des Verwaltungsportals auch tatsächlich einen Datenschutzbeauftragten vorweisen kann – was eigentlich ein Qualitätsanzeichen ist und jedem Anbieter auch dringend zu empfehlen ist. ] 



VIII. Vergütung
Für die Übernahme der Pflichten aus dieser Vereinbarung erhält der Verantwortliche A von der Verantwortlichen B eine pauschale Vergütung in Höhe von monatlich (…) EUR zzgl. 19% MwSt = (…) EUR brutto. [Alternativ: Für die Übernahme der Pflichten aus dieser Vereinbarung erhält der Verantwortliche A von der Verantwortlichen B die im Verwaltervertrag vereinbarte Vergütung]


IX. Haftungsausgleich im Innerverhältnis mit Blick auf die gesamtschuldnerische Außenhaftung nach Art. 82 DSGVO
Verletzt der Verantwortliche A die ihm nach dieser Vereinbarung übertragenen Pflichten (z.B. auf Wahrnehmung von Betroffenenrechten), erstreckt sich seine Haftung im Innenverhältnis gegenüber der Verantwortlichen B auf sämtliche Schäden, die durch die Verletzung dieser Pflichten bei der Verantwortlichen B entstehen. Dies gilt auch für etwaige auf Grund der Pflichtverletzung zu zahlende Strafen, Bußgelder, Zwangs- und Ordnungsmittel. [ggf. Zusatz je nach Regelung oben: Pflichtverletzungen aus dem Bereich der Verantwortlichen B i.S.v. Ziff. II (3) fallen jedenfalls im Innenverhältnis allein der Verantwortlichen B zur Last.] 

Ort, Datum: 					Ort, Datum:

__________________________		__________________________
Verantwortlicher A				Verantwortlicher B
(Verwalter)					(GdWE)

						vertreten durch (vgl. § 9b Abs. 2 WEG)



IV. Schlussbemerkung
Ob das vorstehende Muster wirklich so schon der Weisheit letzter Schluss ist, sei ausdrücklich dahingestellt. Es ist – wie ausgeführt – eher als Diskussionsgrundlage und eine erste Handreichung gedacht, um für das Thema zu sensibilisieren und zum Weiterdenken und Anpassen des Musters auf die eigenen Bedürfnisse in eigener Verantwortlichkeit anzuregen. Und insofern ist es sicher schon zielführender als das Übernehmen nur der „halbamtlichen“ Muster, die die Besonderheiten des WEG (erst recht) nicht abbilden und auch gar nicht abbilden können. 

Zum Schluss noch eines: Wenn man schon einmal beim Thema Datenschutz ist, sollte man zugleich auch prüfen, ob und wie Schäden durch Datenschutzverstöße von der Vermögensschadenshaftpflicht des Verwalters und/oder – soweit überhaupt vorhanden - Betriebshaftpflicht des Verwalters abgedeckt werden. Die Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen (BRR) mancher Vermögensschadensversicherer enthalten dazu zwar Klauseln, die jedenfalls „Vermögensschäden“ (und nur solche!) durch die Verletzung von Datenschutzgesetzen und/oder Persönlichkeitsrechten (meist mit einem bestimmten Sublimit) erfassen.[footnoteRef:33] Ob immaterielle Schäden i.S.d. Art. 82 DSGVO aber wirklich Vermögensschäden sind oder – vergleichbar dem Schmerzensgeld (§ 253 BGB) - nicht eher einem (nicht ohne weiteres mitversicherten) Personenschaden zuzuordnen wären, der allenfalls von der Berufshaftpflichtversicherung erfasst wird, wenn man keine spezielle Klausel dazu vereinbart hat[footnoteRef:34], ist eine der zu klärenden Fragen. Beruhigen mag hier allenfalls, dass der Europäische Gerichtshof bei Art. 82 DSGVO zwar keine „Erheblichkeitsschwelle“ sieht, aber jüngst den Nachweis eines Schadens durchaus penibel eingefordert hat und der Norm entgegen manchen Stimmen aus dem Schrifttum gerade keinen „Strafschadens-Charakter“ zugesprochen hat.[footnoteRef:35]  Das hat den Druck für die Praxis sicher etwas herausgenommen. Nichtsdestotrotz zweigt sich einmal mehr, dass die vom Gesetzgeber propagierte Vermögensschadens-Haftpflichtversicherung nicht die einzige tunliche Versicherung ist, die man als Verwalter haben sollte; wichtig ist eine fein abgestimmte Kombination von Berufshaftpflicht- und Vermögensschadenshaftpflicht.  [33:  Vgl. z.B. ERGO - Besondere Vereinbarungen für die Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung
Von Immobilienverwaltern (gewerbliche Objekte) oder Wohnimmobilienverwaltern- jeweils Stand 1.8.2018 in Ziff. II 5 und 6 bzw. II.7 und 8.]  [34:  Vgl. etwa für von Anwälten verursachte Personenschäden nur § 16 AVB-RSW und dazu Diller, AVB-RSW, 2. Aufl. 2017, § 16 Rn. 1 f., Teil II B Rn. 38 m.w.N.]  [35:  EuGH NJW 2023, 1930.] 
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